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B. Rechtsgrundlagen

Grundflächenzahl Bauweise

C.1 Grenzen gem. § 9 (7) BauGB
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
gem. § 9 (7) BauGB

C.2 Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1
BauGB i. V. m. §§ 1 - 15 BauNVO
Industriegebiet -GI- gem. § 9 BauNVO

Für die nachfolgende Zulässigkeit der Nutzungen gilt vorangestellt:
Innerhalb des Industriegebietes sind Betriebe und Anlagen der
Abstandsklassen I-IV des Abstandserlasses NRW vom 06.06.2007 (RdErl.
MUNLV NRW V-3-8804.25.1) unzulässig.

Zulässig sind gem. § 1 (3) Satz 2 BauNVO i. V. m. § 1 (9) BauNVO:
- Anlagen zur Herstellung von Formstücken unter Verwendung von Zement

oder anderen Bindemitteln als Gewerbebetriebe aller Art,
- Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,
- Tankstellen als Betriebstankstellen.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:
- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für

Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet
und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind.

Ausnahmsweise können i. V. m. § 1 (9) BauNVO zugelassen werden:
- Unselbständige Verkaufsstätten mit Artikeln von produzierenden,

weiterverarbeitenden Betrieben, wenn
- sie dem Hauptbetrieb räumlich zugeordnet sind,
- in betrieblichem Zusammenhang errichtet sind,
- dem Hauptbetrieb flächenmäßig deutlich untergeordnet sind und
- die Grenze der Großflächigkeit nach § 11 (3) BauNVO nicht überschritten

ist.

Unzulässig sind gem. § 1 (5) und (6) BauNVO i. V. m. § 1 (9) BauNVO:
- Gewerbebetriebe aller Art, einschließlich Anlagen, die einen

Betriebsbereich oder Teil eines Betriebsbereiches im Sinne des
§ 3 (5a) BImSchG darstellen,

- Aufnahmeeinrichtungen, Gemeinschaftsunterkünfte oder sonstige
Unterkünfte für Flüchtlinge oder Asylbegehrende,

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke,

- Beherbergungs- und Bordellbetriebe als Gewerbebetriebe aller Art,
- Einzelhandelsbetriebe,
- Tankstellen,
- Imbissbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften,
- Freiflächen-Photovoltaikanlagen, Biogasanlagen, Windkraftanlagen, die

nicht als Kleinwindkraftanlagen gelten als Gewerbebetriebe aller Art.

C.3 Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1
BauGB i. V. m. § 16 - 21 BauNVO
Es gilt der Eintrag in der Planzeichnung.

Grundflächenzahl
maximale Grundflächenzahl  (GRZ)

Überschreitungen i. S. des § 19 (4) Satz 3 BauNVO sind nicht zulässig.

Höhe der baulichen Anlagen
maximale Höhe der baulichen Anlagen (HBA) in Meter

Eine Überschreitung der festgesetzten Höhe der baulichen Anlagen kann
gem. § 31 (1) BauGB für untergeordnete Bauteile und technische Gebäude-
einrichtungen wie beispielsweise Heizungs-, Lüftungs-, Antennen-, Aufzugs-
anlagen sowie für Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie um
maximal 2,00 m ausnahmsweise zugelassen werden.

Oberer Bezugspunkt
Die Gebäudehöhe wird am fertiggestellten Gebäude am Abschluss der Attika
bei  Flachdächern, dem Schnittpunkt der Dachflächen (First bei S atteldächern)
bzw. dem oberen Punkt des geneigten Daches bei Pultdächern bestimmt.

Unterer Bezugspunkt
Als unterer Bezugspunkt nach § 18 BauNVO wird eine sog. NHN-Höhe in der
nördlich des Plangebietes verlaufenden Waldliesborner Straße bestimmt.
Die Ermittlung der Höhe baulicher Anlagen (HBA) hat jeweils in der
Gebäudemitte zu erfolgen. Die Referenzhöhe ist verbindlich heranzuziehen.

C.4 Bauweise, die überbaubaren und nicht über-
baubaren Grundstücksflächen sowie Stellung
baulicher Anlagen gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB
Es gilt der Eintrag in der Planzeichnung.

abweichende Bauweise

In Abweichung von der offenen Bauweise sind bauliche Anlagen mit
Baukörperlängen und -breiten von mehr als 50,00 m zulässig.

Baugrenze

überbaubare Grundstücksfläche

nicht überbaubare Grundstücksfläche

C.5 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und
Garagen gem. § 9 (1) Nr. 4, 19 und 22 BauGB
sowie § 12 (6), § 14 (1) und 21a BauNVO
Garagen, Carports und Nebenanlagen sind auf den Baugrundstücken
allgemein zulässig.

C.6 Verkehrsflächen gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB
Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung
Zweckbestimmung: Anliegerweg / Fuß- und Radweg

C.7 Mit Geh-, Fahr und Leitungsrechten zu
belastende Flächen gem. § 9 (1) Nr. 21 BauGB
Innerhalb des Plangebietes wird für alle privaten Baugrundstücke eine mit
einem Leitungsrecht zugunsten privater Dritter zu belastende Fläche gem.
§ 9 (1) Nr. 21 BauGB festgesetzt. Durchleitungsrechte zugunsten Dritter
sollten grundbuchrechtlich gesichert werden. Bei einer Kanalverlegung in
privaten Flächen ist eine entsprechende Absicherung zugunsten der
Gemeinde Wadersloh erforderlich. Die erforderliche abzusichernde
Trassenbreite ist abhängig von der erforderlichen Kanaldimensionierung,
beträgt jedoch mindestens 4,00 Meter. Die Fläche muss jederzeit zugänglich
sein.

Mit Leitungsrechten zugunsten der Gemeinde Wadersloh zu belastende
Flächen gem. § 9 (1) Nr. 21 BauGB

Innerhalb des Plangebietes wird eine mit einem Leitungsrecht (L1) -
Schmutzwasserkanal - zugunsten der Gemeinde Wadersloh zu belastende
Fläche gem. § 9 (1) Nr. 21 BauGB festgesetzt.
Die Fläche muss jederzeit zugänglich sein.

Mit Leitungsrechten zugunsten des Betreibers der Versorgungsleitung zu
belastende Flächen gem. § 9 (1) Nr. 21 BauGB

Innerhalb des Plangebietes wird eine mit einem Leitungsrecht (L2) -
Gasfernleitung L07423 - zugunsten des Betreibers der Versorgungsleitung
zu belastende Fläche gem. § 9 (1) Nr. 21 BauGB festgesetzt.
Der Schutzstreifen von 4,00 m (2,00 m zu jeder Seite) ist von jeglicher
Bebauung freizuhalten. Die Fläche muss jederzeit zugänglich sein.
Dem Überfahren der Gasfernleitung mit Baufahrzeugen bei unbefestigter
Oberfläche in Längs- bzw. Querrichtung kann nur nach erfolgten druck-
verteilenden Maßnahmen - wie Auslegen von Baggermatratzen oder
dergleichen - zugestimmt werden.

Für die mit Leitungsrechten zu belastenden Flächen (L1 und L2) wird
bestimmt:
Innerhalb der mit einem Leitungsrecht zu belastenden Flächen ist eine
Einsaat ohne tiefwurzelnde Vegetation vorzunehmen.

C.8 Maßnahmen für die Erzeugnung von Strom
oder Wärme aus erneuerbaren Energien
gem. § 9 (1) Nr. 23b BauGB
Bei Neuerrichtung von Gebäuden sind auf mindestens 75 % der geeigneten
Dachfläche Anlagen für die Nutzung solarer Strahlungsenergie (Solarwärme-
oder Photovoltaiknutzung) zu installieren.
Als geeignete Dachflächen gelten bei Flachdächern die gesamte für eine
Solareinstrahlung nutzbare Dachfläche, bei allen geneigten Dachflächen die
nach Süden bzw. mit Abweichungen von bis zu 30° in Richtung Osten oder
Westen ausgerichtete Dachfläche. Bei der für eine Solarenergienutzung
geeigneten Dachfläche eines Gebäudes sind die Teilflächen von technischen
Gebäudeeinrichtungen wie beispielsweise Heizungs-, Lüftungs-, Antennen-
und Aufzugsanlagen nicht zu berücksichtigen.
Dachflächen, die zur Aufnahme von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungs-
energie geeignet sind, sollen von technischen Gebäudeeinrichtungen wie
beispielsweise Heizungs-, Lüftungs-, Antennen- und Aufzugsanlagen freige-
halten werden, um ausreichend Raum für die Belegung mit Solarmodulen
zu erlauben und eine Verschattung der Solarmodule zu vermeiden.
Die Festsetzung gilt nicht für Nebenanlagen, Garagen und Carports nach
§§ 12, 14 BauNVO. Hierauf angebrachte Anlagen für die
Solarenergienutzung können auf den Wert von mindestens 75 % der
geeigneten Dachfläche von Gebäuden angerechnet werden.

C.9 Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB
Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
hier: Lärmschutzwall

Innerhalb der festgesetzten Fläche (Lwall) ist der vorhandene
Lärmschutzwall in seiner bestehenden Ausführung vollständig zu erhalten.

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
hier: Lärmschutzwand (Lwand)

Innerhalb der festgesetzten Fläche (Lwand) ist eine Lärmschutzwand mit
der Höhe (h) 2,00 m und Länge (l) 25,00 m zu errichten. Unterer
Bezugspunkt ist der in der Örtlichkeit heute feststellbare Geländeverlauf
(Oberkante Stellplätze / Parkplatz). Die Lärmschutzwand ist in
geschlossener Bauweise und mit einer Schallminderung von R ≥ 25 dB bzw.
einer Flächenmasse von m' > 10 kg/m² auszuführen.

Die Lärmschutzwand muss nicht errichtet werden, wenn die zu deren
Errichtung maßgebliche vorhandene Emissionsquelle (Stellplätze / Parkplatz
an der westlichen Grundstücksgrenze mit 20 Einstellplätzen) weiter südlich
angeordnet wird und somit nicht mehr als Emissionsort wirkt.

C.10 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 25 BauGB
Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 (1) 25a BauGB

Innerhalb der Fläche ist die Anlage bzw. Entwicklung eines Gehölzstreifens
mit niedrigwüchsigen Sträuchern oder Bodendeckern (Stauden – Gräsern)
vorzusehen. Die Pflanzungen sind in Gestalt einer einreihigen Strauchhecke
gemäß den Pflanzlisten (siehe unten) vorzusehen. Als Mindestpflanzqualität
sind einfach verpflanzte Sträucher mit einer Mindesttriebzahl von vier in
einer Höhe von 60 cm zu wählen.
Die Fertigstellungspflege ist gemäß DIN 18916 auszuführen.
Sämtliche Anpflanzungen sind vom Grundstückseigentümer im Wuchs zu
fördern, zu pflegen und vor Zerstörung zu schützen. Gehölzausfälle und
-verluste sind artgleich entsprechend zu ersetzen. Die Nachpflanzungen
haben an den gegebenen Standorten spätestens in der folgenden
Vegetationsperiode zu erfolgen.

Für die Anpflanzungsfläche gilt folgende Vorschlagspflanzliste:

Zur zulässigen Bepflanzung der mit Leitungsrechten (L1 und L2) zu
belastenden Flächen siehe C.7.

Beispiel zur Festsetzung von Art und Maß der baulichen Nutzung sowie der
Bauweise

Art der baulichen Nutzung

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren währ-
end der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20.05.2020 (BGBl.
I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 22.03.2023 (BGBl. 2023 I Nr.
88);

Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S.
3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184);

Die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO), in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 3786), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176);

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08.12.2022 (BGBl I S. 2240);

Die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes
(Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802);

§ 89 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 - BauO
NRW 2018) in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.08.2018 und 01.01.2019 (GV. NRW.
S. 421), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.09.2021 (GV. NRW. S. 1086);

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der
Bekanntmachung vom14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490);

Das Landeswassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG) in der Fassung des Artikel
1 des Gesetzes zur Änderung wasser- und wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom
08.07.2016 (GV. NRW. S. 559), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17.12.2021
(GV. NRW S. 1470);

Anmerkung:  
Zuwiderhandlungen gegen die gem. § 89 BauO NRW in den Bebauungsplan aufgenommenen
Festsetzungen (Örtliche Bauvorschriften) sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 86 (1)
Nr. 20 BauO NRW und können gem. § 86 (3) BauO NRW als solche geahndet werden.

Hinweis:
Die im Bebauungsplan in Bezug genommenen Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Gutachten,
DIN-Vorschriften und sonstigen außerstaatlichen Regelwerke sind während der Dienst-
stunden im Rathaus der Gemeinde Wadersloh, Liesborner Str. 5, 59329 Wadersloh einsehbar.

Höhe
baulicher Anlagen

C. Textliche Festsetzungen mit
Zeichenerklärungen und Anmerkungen

E. Sonstige Darstellungen und Hinweise zum
Planinhalt

Maßzahl (in m)   vorhandene Bebauung

vorhandene Flurstücksgrenze   Flurstücksnummer

Gemarkung und Flurnummer

Gasleitung   Schmutzwasserkanal
(nachrichtliche Darstellung)   (nachrichtliche Darstellung)

Hochwasserrisiko
Das Plangebiet befindet sich außerhalb des gesetzlich festgesetzten Überschwem-
mungsgebietes der Liese. Es wird dennoch auf eine niedrige Hochwassergefahr (HQ
500) hingewiesen. Entsprechend sind Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen
in dem Plangebiet durch den Bauherrn eigenverantwortlich zu berücksichtigen.

Starkregen/Überflutungsvorsorge
Erdgeschossfußböden sollten mindestens 0,30 m oberhalb der Bezugshöhe zur Höhe
baulicher Anlagen (siehe Festsetzung zum Maß der baulichen Nutzung) angeordnet
werden. Räume unterhalb der Bezugshöhe sollten überflutungssicher ausgebildet
werden, d. h. Kellerfenster und -schächte, Zugänge sowie Zu- und Ausfahrten sind
durch geeignete Maßnahmen (z. B. durch ausreichend hohe Aufkantungen/Schwellen
gegenüber der Bezugshöhe) gegen oberflächliches Eindringen von Niederschlags-
wasser zu schützen. Die detaillierte Ausgestaltung ist unter Berücksichtigung der
tatsächlichen bzw. geplanten Geländeverhältnisse festzulegen. Ein niveaugleicher
Ausbau kann aufgrund von betrieblichen Erfordernissen zugelassen werden, wenn
der Nachweis der Überflutungsvorsorge erbracht wird. Maßnahmen zum Objekt-
schutz und zur baulichen Vorsorge sind im „Leitfaden Starkregen - Objektschutz und
bauliche Vorsorge“ des Bundesinstitutes für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)
zu finden.
Für Grundstücke mit einer befestigten Fläche von 800 m² und mehr ist ein Überflutungs-
nachweis gemäß DIN 1986-100 zu führen. Dieser ist durch die Gemeinde Wadersloh
(in Zusammenarbeit mit der Unteren Wasserbehörde des Kreises Warendorf) auf
Plausibilität zu prüfen und entsprechend zu archivieren. Die aus der Überflutungs-
prüfung abgeleiteten und notwendigen Maßnahmen, wie Schaffung von Rückhalte-
räumen, Rückhaltemulden und Entspannungspunkten, sind durch die Gemeinde
Wadersloh zu kontrollieren.

Denkmäler
1.Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) der LWL-Archäologie

für Westfalen, An den Speichern 7, 48157 Münster und dem LWL-Museum für
Naturkunde, Referat Paläontologie, Sentruper Straße 285, 48161 Münster schriftlich
mitzuteilen.

2. Der LWL- Archäologie für Westfalen oder der Gemeinde als Unteren Denkmalbehörde
sind Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, aber auch Veränderungen
und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) unverzüglich zu melden.
Ihre Lage im Gelände darf nicht verändert werden (§§ 16 und 17 DSchG).

3.Der LWL-Archäologie für Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten der
betroffenen Grundstücke zu gestatten, um ggf. archäologische und/oder
paläontologische Untersuchungen durchführen zu können (§ 26 (2) DSchG NRW).

Naturschutzrechtlicher Ausgleich / Kompensation
Der naturschutzrechtliche Ausgleich / die Kompensation wird als Umwandlung eines
Fichtenbestandes in einen Laubwald mit bodenständigen Gehölzen und die Anlage
eines Waldsaums (Gemarkung Sünninghausen, Flur 301, Flurstücke 28 und 30)
erbracht (entsprechend dem aufgezeigten Defizit von 6.343 Ökopunkten). Innerhalb
dieser Flächen werden sog. vorgezogene Kompensationsmaßnahmen im Sinne des §
32 LNatSchG NRW auf dem Gebiet des Kreises Warendorf durchgeführt (Waldumbau).
Der durch die Maßnahmen erzielte Kompensationswert wurde beim Kreis Warendorf
beantragt und wird dort auch geführt und eingebucht.

In diesem Zusammenhang erfolgte auch die notwendige dingliche Sicherung durch
Eintragung in das Grundbuch. Nach der Einbuchung auf das Ökokonto stehen die aus
der ökologischen Aufwertung resultierenden Ökopunkte bzw. -quadratmeter Dritten
zum Erwerb zur Verfügung.
Der von der Planung Begünstigte / der Projektträger erwirbt entsprechend dem
erforderlichen Kompensationsbedarf 6.343 Ökopunkte (Maßnahme:
Waldumwandlung von Fichtenreinbeständen in heimischen Laubmischwald) aus dem
genehmigten Ökokonto.
Die Ökopunkte-/quadratmeter werden den Baugrundstücken innerhalb des Geltungs-
bereiches des Bebauungsplanes Nr. 74 „Betonwerk Gödde - Teilbereich West“
zugeordnet. Die Ökopunkte/-quadratmeter dienen dem Ausgleich von Eingriffen in
Natur und Landschaft durch die Bebauung und die Erschließung.

Artenschutz
Das geplante Vorhaben ist aus artenschutzrechtlicher Sicht zulässig, wenn
- die Baufeldräumung und der Beginn der Bauarbeiten zum Schutz von europäischen

Vogelarten nicht während der Hauptbrutzeit vom 15.3. bis 31.7. stattfinden,
- vom 1.3. bis 30.9. keine Baumfällungen und kein Gehölzschnitt durchgeführt werden

(§ 39 BNatSchG).

Empfehlungen für Beleuchtung
Bei einer Neuerrichtung der Beleuchtung sollte diese ausschließlich von oben
erfolgen und so abgeblendet werden, dass kein direktes Licht zu den Seiten ausge-
strahlt wird. Horizontales Licht lockt Insekten schon von Weiten an und verstärkt
somit die Gefahr der Verbrennung und Irritation. Es empfiehlt sich, zusätzliche Licht-
punkte einzurichten, wenn dadurch Streulicht und Blendung vermieden werden
können. Es wird empfohlen, abgeschirmte Außenleuchten mit geschlossenem
Gehäuse zu verwenden. Das Tötungsrisiko von Insekten, die sich in den Lampen
verirren, wird dadurch minimiert. Um Verbrennungen der Insekten zu vermeiden,
sollen die Leuchtmittel nicht heller und wärmer sein als unbedingt nötig.
Als insektenfreundlich gelten Leuchtmittel, die möglichst wenig Strahlung im kurz-
welligen und UV-Bereich des Farbspektrums abstrahlen. Eine Temperatur von 60 °C
sollte nicht überschritten werden. Es können beispielsweise Natrium-Niederdruck-
lampen in sensiblen Naturräumen oder Natrium-Hochdrucklampen sowie
warmweiße LEDs eingesetzt werden.

Vogelschutz
Große Glasflächen sind so auszuführen, dass Vogelkollisionen vermieden werden.

Altlasten
Sollten bei Erdarbeiten Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigungen festgestellt
werden, sind die Gemeinde Wadersloh - Örtliche Ordnungsbehörde und die Untere
Bodenschutzbehörde des Kreises Warendorf umgehend zu benachrichtigen.
Die vorgefundenen Abfälle bzw. der verunreinigte Boden sind bis zur Klärung des
weiteren Vorgehens gesichert zu lagern.

Kampfmittelfunde
Eine Gefährdung durch Kampfmittel kann im Plangebiet nicht ausgeschlossen werden.
Sämtliche Arbeiten sind deshalb mit Vorsicht durchzuführen.
Im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren bzw. vor Erdarbeiten genehmigungs-
freier Vorhaben sind die zu bebauenden Flächen und Baugruben zu sondieren.
Die Anlage 1 TVV (Technische Verwaltungsvorschrift für die Kampfmittelbeseitigung im
Land Nordrhein-Westfalen) ist anzuwenden. Sollten bei den Ausschachtungsarbeiten
verdächtige Gegenstände oder außergewöhnliche Bodenverfärbungen auftreten, ist
die Arbeit aus Sicherheitsgründen sofort einzustellen und unverzüglich der Kampf-
mittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe durch die Gemeinde Wadersloh - Örtliche
Ordnungsbehörde oder Polizei zu benachrichtigen.

Geruchsimmissionen
Es wird darauf hingewiesen, dass zeitweise landwirtschaftlich geprägte
Geruchsimmissionen in dem Plangebiet wahrnehmbar sind.

Gemarkung: Wadersloh
Flur: 128
Flurstücke: 51, 115, 360, 375
Größe des
Plangebietes: 1,03 ha

Gebietsabgrenzung:
im Westen: durch die östlichen Grenzen der Flurstücke 50 und 374

im Norden: durch die südlichen Grenzen der Flurstücke 54, 125 tlw., 148,
359, und 201 tlw. ("Waldliesborner Straße" K24)

im Osten: durch die westliche Grenze des Flurstückes 199

im Süden: durch die nördliche Grenze des Flurstückes 294 tlw.
("Krumme Bach")

Bestandteile des Bebauungsplanes:

A. Zeichnerische Festsetzungen
B. Rechtsgrundlagen
C. Textliche Festsetzungen mit Zeichenerklärungen und Anmerkungen
D. Kennzeichnungen
E. Sonstige Darstellungen und Hinweise zum Planinhalt

Beigefügt ist diesem Bebauungsplan:

- Begründung
- Umweltbericht

Planunterlage

Die Planunterlage entspricht den Anforderungen des
§ 1 der Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 in der
zurzeit gültigen Fassung.

Stand der Planunterlage im beplanten Bereich:
30.03.2022 (bzgl. Bebauung)
30.03.2022 (bzgl. Flurstücksnachweis)
Lizenz: Datenlizenz Deutschland- Namensnennung -
Version 2.0
Namensnennung: Land NRW / Kreis Warendorf (2022)

Die Festlegung der städtebaulichen Planung i. V. mit
dem digitalen Planungsdaten-Bestand (hier: DXF-Datei
als Bestandteil dieser Bebauungsplanänderung) ist
geometrisch eindeutig.

Warendorf, den .....................

Kreis Warendorf - Der Landrat
Abteilung Liegenschaftskataster und Vermessung
Im Auftrag
Ltd. Kreisvermessungsdirektor

___________________________

3

Ortsteil Liesborn
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 74
„Betonwerk Gödde – Teilbereich West“

Verfahrensstand:  Entwurf
Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB,

der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB

8

A. Zeichnerische Festsetzungen

Stauden - Gräser
Storchschnabel Geranium 

macrorrhizum
Waldsteinia Waldsteinia ternata
Wald Simse Luzula sylvytica

Sträucher
Purpurbeere Symphoricarpos 

chenaultii
Fingerstrauch Potentilla fruticosa
Immergrün Vinca minor
Glanzblättrige Rosa nitida
Rose
Hohes Hypericum 
Johanniskraut moserianum

GI

0,8

10,00 mHBA

a

GI
0,8 a

10,00 mHBA

375

Gemarkung
Wadersloh

Flur 128

75,8 m
über NHN

Aufstellungs-
beschluss

Der Rat der Gemeinde
Wadersloh hat

am ……………………….
beschlossen, diesen
Bebauungsplan gem. § 2 (1)
BauGB aufzustellen.

Der Beschluss wurde in der
Zeit

vom ……………………….

bis ……………………….
ortsüblich bekanntgemacht.

Wadersloh, den  ………………….

Bürgermeister

_________________________

Frühzeitige
Beteiligung

Die frühzeitige Beteiligung
der Öffentlichkeit gem. § 3
(1) BauGB fand in der Zeit

vom ……………………….

bis  ……………………….  statt.

Wadersloh, den ………………….

Bürgermeister

_________________________

Offenlage

Diese Planänderung hat als
Entwurf einschließlich Text
und Begründung gem. § 3 (2)
BauGB in der Zeit

vom ……………………….

bis ……………………….
öffentlich ausgelegen.
Die öffentliche Auslegung
wurde in der Zeit

vom ……………………….

bis ……………………….
ortsüblich bekanntgemacht.

Wadersloh, den  ………………….

Bürgermeister

_________________________

Satzungsbeschluss

Diese Planänderung ist gem.
§ 10 BauGB und § 7 der
Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in
der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994
(GV.NRW.S.666) vom Rat der
Gemeinde Wadersloh

am ……………………….

als Satzung beschlossen
worden.

Wadersloh, den .…………………

Bürgermeister

_________________________

Bekanntmachung

Der Satzungsbeschluss ist

am ……………………….

ortsüblich bekannt gemacht
worden.

Nach Durchführung der
Bekanntmachung ist die
Bebauungsplanänderung in
Kraft getreten.

Wadersloh, den  ...……………….

Bürgermeister

_________________________

Ausfertigung

Die Übereinstimmung mit
dem Offenlegungsexemplar

vom  ……………………….
wird bescheinigt.

Wadersloh, den ......................

Bürgermeister

_________________________

Übereinstimmungs-
erklärung

Hiermit wird bestätigt, dass
der Bebauungsplan mit dem
Beschluss des Rates der
Gemeinde Wadersloh

vom ……………………….
übereinstimmt und dass
nach § 2 (1) und (2) der
Bekanntmachungsordnung
NRW verfahren worden ist.

Wadersloh, den ......................

Bürgermeister

_________________________

D. Kennzeichnungen gem. § 9 (5) BauGB

Gewässerunterhaltung
Für die Gewässerunterhaltung ist sicherzustellen, dass der Gewässerrand-
streifen ab Böschungsoberkante von 5 m eingehalten wird.
Zaunanlagen und sonstige Bauten sollten nur nach Genehmigung des
Kreises Warendorf vorgenommen werden. Für die Gewässerunterhaltung
ist vom Grundstückseigentümer sicherzustellen, dass eine Erreichbarkeit
z. B. für den Einsatz von Fahrzeugen und von Maschinen jederzeit gegeben
ist. Die Erhaltung der Anlagen in, an, über und unter oberirdischen
Gewässern obliegt den Eigentümern bzw. den Nutznießern der Anlagen,
sofern nicht eine anderweitige rechtsverbindliche Regelung getroffen ist
bzw. wird. Hierzu gehören auch Fahrbahnen und nicht befestigte Stirn-
wände der Überfahrten über Gewässer, die nur als Zufahrten zu
Grundstücken einzelner Grundeigentümer dienen.

L1

L2

Gasfernleitung L07423 Schmutzwasserkanal

Lwand
2,00 m (h)
25,00 m (l)

Lwall


